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BERICHTE

FREIHEITSENTZUG: WENIGER EINWEI-

SUNGEN, MEHR INSASSEN MIT LANGEN

STRAFEN - STRAFVOLLZUGSSTATISTIK

1996 DES BUNDESAMTES FÜR STATISTIK

1. EINLEITUNG

Die Anzahl Einweisungen in den Strafvollzug

ist 1996, im Vergleich zum Vorjahr, erneut

um 6% zurückgegangen. Die gemeinnützige

Arbeit als alternative Form der Strafver-

büssung - die Einsätze werden grösstenteils

von Schweizern geleistet - hat weiter an Be-

deutung gewonnen. Die kurzen Strafen ma-

chen immer noch den grössten Teil aus: 72%

aller 1996 Entlassenen waren höchstens drei

Monate in einer Vollzugseinrichtung. Zu lan-

gen Strafen Verurteilte belasten den Straf-

vollzug jedoch zunehmend mehr. Im Jahr

1996 hielten sich am Stichtag 13. März ins-

gesamt 5480 Personen in einer dem Entzug

der Freiheit dienenden Institution auf. Von

diesen Personen waren indessen nicht alle

verurteilt worden und verbüssten eine Strafe:

Vier von sieben Insassen (56%) befanden

sich - aufgrund einer unbedingten Verurtei-

lung - im Strafvollzug; 30% sassen in Unter-

suchungshaft, die übrigen im vorzeitigen

Strafvollzug (7%), in Ausschaffungs- (6%)

oder in Polizeihaft (1%). Dies sind einige Er-

gebnisse der Strafvollzugsstatistik 1996, die

das Bundesamt für Statistik (BFS) soeben

veröffentlicht hat.

2. DIE PERSONEN IM STRAFVOLLZUG

Im Jahre 1996 wurden insgesamt 7721 Ein-

weisungen rechtskräftig Verurteilter in den

Strafvollzug registriert, 6% weniger als im

Vorjahr. Davon hatten 621 Personen ihre

Strafe vorzeitig angetreten. Von den Einge-

wiesenen waren 58% schweizerischer und

42% ausländischer Staatszugehörigkeit (27%

in der Schweiz und 15% im Ausland wohn-

haft). Gesamthaft hatten somit 85% ihren

Wohnsitz in der Schweiz. Der Frauenanteil ist

mit 6% gering. 1139 unbedingte Freiheits-

strafen wurden nicht als Aufenthalte in einer

Vollzugseinrichtung, sondern als Einsätze in

gemeinnütziger Arbeit verbüsst. Dies be-

deutet gegenüber 1995 eine Zunahme um

34% und erklärt zum Teil den erwähnten

Rückgang. Der mittlere Insassenbestand im

Strafvollzug belief sich im Jahre 1996 auf

4197 Personen pro Tag. Da der Insassenbe-

stand insbesondere auch von der Strafdauer

abhängt, sind Personen mit langen Strafen

stärker vertreten. So waren im Mittel in allen

Strafanstalten und Gefängnissen der

Schweiz 50% der zum Vollzug einer Strafe

inhaftierten Personen ausländischer Staats-

zugehörigkeit (22% in der Schweiz und 28%

im Ausland wohnhaft). Insgesamt hatten so-

mit 72% ihren Wohnsitz in der Schweiz. 8%

der Insassen waren wegen Tötungsdelikten

verurteilt worden, 8% wegen Raubes, 18%

wegen Fahrens in angetrunkenem Zustand,

27% wegen Diebstahls- und 50% wegen
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Drogendelikten. Da bei den Straftaten Mehr-

fachnennungen möglich sind, übersteigt die

Summe der Prozente 100%. Der Insassen-

bestand ist seit 1995 leicht rückläufig. Die

Anzahl Personen, die zu langen Strafen

(über 5 Jahre) verurteilt wurden, ist dagegen

seit Beginn der 90er Jahre um 4% angestie-

gen. Die hier aufgeführten Zahlen sind als

gesamtschweizerische Mittelwerte zu verste-

hen. Sie können je nach Anstaltstyp sehr

unterschiedlich sein.

3. DER GESAMTE INSASSENBESTAND

Die Strafvollzugsstatistik erhebt nur Daten zu

verurteilten Personen im Strafvollzug oder zu

Einweisungen in den vorzeitigen Strafvollzug.

Als Ergänzung werden jährlich in einer spezi-

ellen Umfrage an einem Stichtag Angaben zu

den aus anderen Gründen (Untersuchungs-,

Ausschaffungs-, Polizeihaft) Inhaftierten er-

hoben. Am 13. März 1996 befanden sich

zwei von drei inhaftierten Personen im Straf-

vollzug oder im vorzeitigen Strafvollzug, na-

hezu ein Drittel in Untersuchungshaft, 230

Personen in Ausschaffungs- oder Ausliefe-

rungshaft und 50 Personen in Polizeihaft.

44% der 5480 Personen in einer freiheitsent-

ziehenden Institution waren am Stichtag also

nicht rechtskräftig verurteilt. Zwischen 1988

und 1995 war der Gesamtbestand um 10%

gestiegen. Seither ist er leicht rückläufig.

4. DIE PERSONEN IN UNTERSU-

CHUNGSHAFT

Die Untersuchungshaft wird auf richterliche

Verfügung zu Beginn oder im Verlaufe eines

Strafverfahrens angeordnet. Am Stichtag

befanden sich 1623 Personen in Untersu-

chungshaft. Nicht in der Schweiz wohnhafte

Ausländer und junge Erwachsene sind in

dieser Gruppe deutlich übervertreten: 27%

sind Schweizer und 73% Ausländer (30% in

der Schweiz und 14% im Ausland wohnhaft,

29% ohne bekannten Wohnsitz). Nahezu ein

Drittel der Inhaftierten sind junge Erwachse-

ne zwischen 18 und 25 Jahren. Gemäss den

vom Europarat erhobenen Zahlen liegt die

Schweiz mit einer Quote von 23 Untersu-

chungshäftlingen auf 100'000 Personen der

Wohnbevölkerung im europäischen Mittel-

feld.

Quelle: Pressemitteilung Nr. 110/1997 des Bundes-

amtes für Statistik vom 5. Dezember 1997
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PERSONEN IM FREIHEITSENTZUG AUF-

GRUND DER AUSLÄNDERGESETZGE-

BUNG - BEMERKUNGEN DES EUROPÄI-

SCHEN AUSSCHUSSES ZUR VERHÜTUNG

VON FOLTER UND UNMENSCHLICHER

ODER ERNIEDRIGENDER BEHANDLUNG

ODER STRAFE (CPT)

1. VORBEMERKUNGEN

Die Besuchsdelegation des Europäischen

Ausschusses zur Verhütung von Folter und

unmenschlicher oder erniedrigender Be-

handlung oder Strafe treffen oft auf Perso-

nen, die sich aufgrund ausländerrechtlicher

Regelungen betreffend Einreise und Aufent-

halt im Freiheitsentzug befinden (nachfol-

gend "festgehaltene Ausländer"): Personen,

denen die Einreise verweigert wurde; Perso-

nen, die illegal ins Land eingereist und in der

Folge von den Behörden identifiziert worden

sind; Personen, deren Aufenthaltsbewilligung

für ein Land abgelaufen ist; Asylbewerber,

deren Freiheitsentzug von den Behörden als

nötig erachtet wird etc.

In den folgenden Abschnitten werden gewis-

se prinzipielle Fragen, die vom CPT in die-

sem Bereich geprüft werden, aufgeworfen.

Der CPT hofft dabei, auf klare Art und Weise

und im voraus den nationalen Behörden auf-

zeigen zu können, welches seine Sicht des

Bereiches der Behandlung festgehaltener

Ausländer ist, und generell eine Diskussion

über diese Kategorie von Personen im Frei-

heitsentzug anzuregen.

2. HAFTORTE

Die Örtlichkeiten, an denen Personen auf-

grund der Ausländergesetzgebung festge-

halten werden, unterscheiden sich beträcht-

lich: von den Aufenthaltsräumen bei der Ein-

reise ins Land, über die Polizeiposten, Ge-

fängnisse und Strafanstalten bis zu den spe-

zialisierten Rückhalte- und Ausschaffungs-

zentren. Was im speziellen die Transitzonen

bzw. "internationalen" Zonen in den Flughä-

fen anbelangt, so gab die genaue juristische

Stellung der Personen, denen die Einreise

verweigert und die in diesen Zonen plaziert

wurden, zu Kontroversen Anlass. Der CPT

wurde wiederholt mit dem Argument konfron-

tiert, wonach solchen Personen nicht die

Freiheit entzogen wird, da sie frei sind, diese

Zone in jedem Moment zu verlassen, sobald

sie in einen internationalen Flug ihrer Wahl

einsteigen.

Für seinen Teil hat der CPT immer unterstri-

chen, dass ein Aufenthalt in einer Transitzo-

ne oder in einer "internationalen" Zone je

nach den Umständen einem Freiheitsentzug

im Sinne von Artikel 5 Absatz 1 litera f der

Europäischen Menschenrechtskonvention

ähnelt und diese konsequenterweise unter

das Mandat des CPT fallen. Das Urteil des

Europäischen Gerichtshofes für Menschen-

rechte vom 25. Juni 1996 in Sachen Amuur

gegen Frankreich kann als Bestätigung die-

ser Ansicht betrachtet werden. In dieser An-

gelegenheit betreffend vier Asylbewerber, die

in der Transitzone des Flughafens Paris-Orly

während 20 Tagen festgehalten wurden, war

der Gerichtshof der Meinung, dass die einfa-
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che Möglichkeit für die Asylbewerber, das

Land, in welches sie flüchten wollen, freiwillig

zu verlassen, einen Eingriff in die persönliche

Freiheit nicht auszuschliessen vermag.

Die Aufenthaltsräumlichkeiten bei der Einrei-

se ins Land wurden oftmals als ungeeignet

befunden, vor allem für längere Aufenthalte.

Insbesondere haben Delegationen des CPT

mehrmals Personen angetroffen, die wäh-

rend mehrerer Tage unter improvisierten Be-

dingungen im Innern von Flughafenhallen

untergebracht waren. Es ist klar, dass solche

Personen über angemessene Schlafmöglich-

keiten verfügen können müssen, dass ihnen

Zugang zu Ihrem Gepäck, zu den Toiletten

und zu anderen in angemessener Weise ein-

gerichteten sanitären Einrichtungen zu ge-

währen ist und dass ihnen gestattet ist, sich

täglich an der frischen Luft aufzuhalten. Dar-

über hinaus ist ihnen Zugang zu Nahrungs-

mitteln und, wenn nötig, zu medizinischer

Pflege zu garantieren.

In einigen Ländern haben die CPT-

Delegationen festgehaltene Ausländer in

Polizeikommissariaten vorgefunden und dies

für längere Zeitdauer (Wochen und in gewis-

sen Fällen Monate). Die materiellen Haftbe-

dingungen waren bescheiden, ohne jegliche

Form von Aktivitäten, und oftmals gezwun-

gen, die Zelle mit Personen zu teilen, die

unter Verdacht standen, strafbare Handlun-

gen begangen zu haben. Ein solcher Zustand

ist unhaltbar.

Der CPT anerkennt, dass aufgrund von

Sachzwängen, festgehaltene Ausländer eine

gewisse Zeit in einem gewöhnlichen Polizei-

haftlokal verbringen müssen. Trotzdem sind

die Bedingungen in den Polizeikommissaria-

ten oftmals, wenn nicht immer, ungeeignet

für eine längere Haftdauer. Konsequenter-

weise muss die Aufenthaltsdauer für festge-

haltene Ausländer in solchen Einrichtungen

auf ein absolutes Minimum beschränkt wer-

den.

Mehrmals haben die CPT-Delegationen auch

festgestellt, dass festgehaltene Ausländer in

Strafvollzugseinrichtungen untergebracht

werden. Selbst wenn die Haftbedingungen

für diese Personen in den betreffenden Ein-

richtungen adäquat sind - was nicht immer

der Fall war - meint der CPT doch, dass eine

solche Praxis verfehlt ist. Ein Gefängnis ist

per definitionem kein geeigneter Ort für die

Festhaltung einer Person, die weder schuldig

gesprochen ist, noch einer strafbaren Hand-

lungen verdächtigt wird.

Es stimmt, dass in einigen Ausnahmefällen,

es sich als angezeigt erweist, einen festge-

haltenen Ausländer wegen seinem notori-

schen Hang zu Gewalttätigkeiten in einem

Gefängnis unterzubringen. Darüber hinaus

kann ein festgehaltener Ausländer, der einer

medizinischen Behandlung in einem Spital

bedarf, vorübergehend in eine Pflegeabtei-

lung eines Gefängnis transferiert werden,

wenn keine andere Spitalstruktur, die die

geforderten Sicherheitsgarantien bietet, er-

reichbar ist. Gleichwohl sind diese Personen

von Untersuchungsgefangenen und Verur-

teilten zu trennen.
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Nach Meinung des CPT müssen Personen,

bei denen es notwendig erscheint, dass ih-

nen in Anwendung der einschlägigen Aus-

ländergesetzgebung für eine längere Zeit die

Freiheit entzogen wird, in speziell dafür kon-

zipierten Zentren untergebracht werden. Die

materiellen Bedingungen sowie das ange-

wandte Haftregime in diesen Ausländerzen-

tren müssen dem juristischen Status der

ausländischen Insassen entsprechen. Eben-

so müssen diese Zentren über entsprechend

qualifiziertes Personal verfügen.

Solche Ausländerzentren müssen über aus-

reichend und wohl ausgestatteten Platz und

Wohnraum verfügen. Im Rahmen des Mögli-

chen sind sie so zu konzipieren, dass jeder

Eindruck, sich in einem Gefängnis zu befin-

den, vermieden werden kann. Was das Akti-

vitätenangebot anbelangt, so gehören dazu

der tägliche Spaziergang an der frischen

Luft, der Zugang zu einem Aufenthaltsraum,

zu Radio und Fernsehen, zu Zeitungen und

Zeitschriften sowie andere geeignete rekrea-

tive Betätigungen (z.B. Gesellschaftsspiele,

Tischtennis u.a.). Das Aktivitätenangebot ist

je nach Länge des Aufenthaltes variabler zu

gestalten.

Das Personal in Zentren, in welchen Auslän-

der festgehalten werden, hat eine schwierige

Aufgabe zu erfüllen. Zuerst einmal bestehen

unweigerlich sprachlich bedingte Kommuni-

kationsschwierigkeiten. Zweitens ertragen

viele festgehaltene Personen die Tatsache

des Freiheitsentzuges ohne Verdacht auf

eine strafbare Handlung nur schwer. Drittens

besteht das Risiko von Spannungen zwi-

schen den verschiedenen Nationalitäten oder

ethnischen Gruppen. Aus diesen Gründen

legt der CPT grossen Wert auf eine sorgfälti-

ge Auswahl und auf eine adäquate Ausbil-

dung des Überwachungspersonals in diesen

Zentren. Neben entsprechender Sozialkom-

petenz und Kommunikationsfähigkeit muss

das Personal auch mit den verschiedenen

Kulturen der Insassen vertraut sein. Wenig-

stens ein Teil des Personals sollte zudem

über entsprechende Sprachkenntnisse verfü-

gen. Darüber hinaus sollte das Personal in

der Lage sein, allfällige Stress-Symptome

(insbesondere post-traumatische oder durch

den Wechsel der sozio-kulturellen Umgebung

bedingte) zu erkennen und die nötigen

Massnahmen dagegen zu treffen.

3. GARANTIEN WÄHREND DER AUS-

LÄNDERHAFT

Gleich wie andere Personen, die sich im

Freiheitsentzug befinden, haben auch fest-

gehaltene Ausländer das Recht, ab Beginn

ihres Freiheitsentzuges, eine Person ihrer

Wahl über ihre Situation zu informieren, so-

wie das Recht auf Zugang zu einem Anwalt

und einem Arzt. Ausserdem sind sie aus-

drücklich, unverzüglich und in einer ihnen

verständlichen Sprache über ihre Rechte und

über das auf sie anwendbare Verfahren zu

informieren.

Der CPT hat festgestellt, dass diese Forde-

rungen in gewissen Ländern erfüllt werden, in

anderen jedoch nicht. Insbesondere hat der

CPT bei verschiedenen Gelegenheiten fest-



 Bundesamt für Justiz / Informationen über den Straf- und Massnahmenvollzug 4/97 Seite 8

gehaltene Ausländer angetroffen, die nicht

vollständig in einer für sie verständlichen

Sprache über ihre juristische Situation aufge-

klärt worden sind. Um diese Schwierigkeiten

in der Praxis zu überwinden, ist den Betroffe-

nen systematisch ein Formular abzugeben,

welches sie über Rechte und anwendbares

Verfahren orientiert. Dieses Formular muss in

den geläufigsten Sprachen der Insassen vor-

handen sein. Wo nötig, ist auf Dolmetscher

zurückzugreifen.

Das Recht auf Zugang zu einem Anwalt ist

während der gesamten Inhaftierung zu ge-

währleisten; es beinhaltet gleichzeitig das

Recht, sich ungestört mit seinem Anwalt zu

unterhalten sowie das Recht auf dessen An-

wesenheit während Einvernahmen durch die

zuständigen Behörden.

Alle für die Festhaltung von Ausländern ver-

wendeten Einrichtungen haben den Zugang

zu medizinischer Pflege und Betreuung zu

gewährleisten. Ein besonderes Augenmerk

ist auf den physischen und psychischen Zu-

stand von Asylbewerbern zu richten, von de-

nen einige in ihren Herkunftsländern eventu-

ell gefoltert oder anderweitig misshandelt

worden sind. Das Recht auf Zugang zu ei-

nem Arzt beinhaltet ebenfalls das Recht auf

ärztliche Untersuchung durch einen Arzt nach

eigener Wahl, wenn dies vom Betroffenen

gewünscht wird; in diesem Fall kann aber

verlangt werden, dass der Betroffene die

Kosten für eine solche Zweituntersuchung

selber übernimmt.

Allgemein haben festgehaltene Ausländer

das Recht auf Aufrechterhaltung der Kon-

takte zur Aussenwelt und insbesondere auf

Benutzung eines Telephons sowie auf Be-

such von Angehörigen und von Vertretern

zuständiger Organisationen.

4. RISIKO SCHLECHTER BEHANDLUNG

IM HERKUNFTSLAND

Das Verbot von Folter und unmenschlicher

oder erniedrigender Behandlung oder Strafe

schliesst die Verpflichtung ein, keine Person

in ein Land zurückzuschicken, in welchem -

aufgrund seriöser Abklärungen - davon aus-

gegangen werden kann, dass sie Gefahr

läuft, der Folter oder schlechter Behandlung

unterworfen zu werden. Zu wissen, ob die

Unterzeichnerstaaten dieser Verpflichtung

nachkommen, ist für den CPT von ausseror-

dentlicher Bedeutung. Welche genaue Rolle

hat der CPT in diesem Bereich zu spielen?

Alle Mitteilungen an den CPT in Strassburg

von Personen, die behaupten, möglicherwei-

se in ein Land zurückgeschickt zu werden, in

welchem sie Gefahr laufen, gefoltert oder

anderweitig misshandelt zu werden, werden

unverzüglich der Europäischen Kommission

für Menschenrechte zur Kenntnis gebracht.

Die Kommission ist besser geeignet, solche

Behauptungen zu überprüfen und - gesetzt

den Fall - präventive Massnahmen zu er-

greifen.

Wenn ein festgehaltener Ausländer (oder

jeder andere Mensch im Freiheitsentzug)
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während einer Unterredung im Rahmen eines

CPT-Besuches behauptet, er werde in ein

Land zurückgeschickt, in welchem er Gefahr

läuft, gefoltert oder anderweitig misshandelt

zu werden, überprüft der CPT, ob diese Be-

hauptung den zuständigen nationalen Behör-

den zur Kenntnis gebracht wurde und was in

dieser Sache ordnungsgemäss unternom-

men wurde. Den Umständen entsprechend,

kann der CPT verlangen, über die Situation

des festgehaltenen Ausländers auf dem

Laufenden gehalten zu werden und/oder den

Betroffenen über die Möglichkeit, die Euro-

päische Kommission für Menschenrechte

anzurufen.

Unter Berücksichtigung der in der Hauptsa-

che präventiven Funktion des CPT, ist das

Komitee gleichwohl eher geneigt, seine Auf-

merksamkeit auf die Frage zu konzentrieren,

ob der Entscheidfindungsprozess in seiner

Gesamtheit adäquate Garantien gegen die

Rückschaffung von Personen in Länder, in

denen sie Gefahr laufen, gefoltert oder miss-

handelt zu werden, bietet. In dieser Hinsicht

prüft der CPT, ob das angewandte Verfahren

den betroffenen Personen eine echte Gele-

genheit gibt, ihren Fall darzulegen, und ob

die mit der Behandlung dieser Fälle betrau-

ten Beamten eine geeignete Ausbildung er-

halten und ob sie Zugang zu objektiven und

unabhängigen Informationen über die Men-

schenrechtssituation in anderen Ländern

haben. Im weiteren ist der CPT - in Anbe-

tracht der schwerwiegenden Bedeutung ei-

nes Wegweisungsentscheides für die be-

troffene Person - der Meinung, dass ein sol-

cher Entscheid vor seinem Vollzug mit einer

Beschwerde an eine andere unabhängige

Behörde angefochten werden können muss.

5. ZWANGSMASSNAHMEN IM RAHMEN

DES WEGWEISUNGSVERFAHRENS

Schliesslich muss der CPT an dieser Stelle

darauf hinweisen, dass er aus mehreren

Ländern beunruhigende Berichte über

Zwangsmassnahmen während der Wegwei-

sung festgehaltener Ausländer erhalten hat.

Diese Berichte beinhalten insbesondere Be-

hauptungen von Schlägen, Fesselungen und

Knebelungen sowie die Anwendung von Be-

ruhigungsmitteln gegen den Willen der be-

troffenen Person.

Quelle: 7. Tätigkeitsbericht des CPT (CPT/Inf

[97]10), Strassburg, 22. Aug. 1997 (Ori-

ginaltext in französisch, deutsche Überset-

zung durch die Redaktion des Info-Bulletins)

DAS STRAFVOLLZUGSSYSTEM IN CHINA

UND SEINE REFORM

Nachstehende Ausführungen sind einem

Referatstext von Prof. Dr. Wu Yanping vom

Institut für Prävention und Kriminologie in

Peking entnommen, den uns dieser im Rah-

men eines chinesisch-schweizerischen Kol-

loquiums über Strafrecht und Strafrechtsre-

form vom 13. Oktober dieses Jahres in Bern

freundlicherweise zur Verfügung gestellt hat:
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1. BILDUNG UND VERWALTUNG DER

STRAFVOLLZUGSANSTALTEN IN

CHINA

Die Strafvollzugsanstalten (SVA) in China

unterstehen dem Justizministerium. Diesem

ist die nationale Strafanstaltsbehörde unter-

stellt, die alle SVA einheitlich führt. Dem Ju-

stizamt jeder Provinz untersteht die Provinz-

Strafanstaltsbehörde, die für die Führung der

provinzeigenen SVA zuständig ist. Jede Pro-

vinz verfügt über mehrere SVA, die der Um-

erziehung verurteilter Rechtsbrecher dienen.

China kennt zwei Arten von SVA: Allgemeine

Anstalten für Erwachsene (Männeranstalten

und Frauenanstalten) sowie Anstalten für

Minderjährige unter 18 Jahren.

Jeder SVA stehen ein Leiter und mehrere

stellvertretende Leiter vor. Sie sind für die

Kontrolle und die Resozialisierung der Insas-

sen zuständig. Das Anstaltspersonal gehört

der sogenannten Justizpolizei an. Für den

Aussenbereich sind bewaffnete Sicherheits-

kräfte der chinesischen Volkspolizei verant-

wortlich.

2. UMERZIEHUNG DER INSASSEN ALS

LEITSATZ

Artikel 3 des chinesischen Strafvollzugsge-

setzes sieht vor: "In der Strafanstalt gilt das

Prinzip der Kombination von Strafe und Um-

erziehung bzw. es wird Erziehung mit Pro-

duktivarbeit durchgeführt, um die Rechtsbre-

cher zu Menschen, die das Gesetz einhalten,

umzuerziehen. Die Umerziehung der Straffäl-

ligen ist das Ziel dieses Prinzips." Hauptauf-

gabe der SVA ist also der Vollzug der Strafe

unter gleichzeitiger Umerziehung der Insas-

sen. Letzteres geschieht insbesondere durch

Ausbildung und Produktivarbeit. Das Prinzip

der Umerziehung wurde mit der Gründung

der Volksrepublik China eingeführt. Auch der

letzte Kaiser von China wurde in diesem Sin-

ne umerzogen, so dass er von einem Para-

siten zu einem Werktätigen wurde, der von

seiner eigenen Arbeit leben konnte. Auf diese

Weise wurden auch die japanischen Kriegs-

gefangenen, die während des Zweiten Welt-

krieges grausame Verbrechen an der chine-

sischen Bevölkerung begangen hatten, er-

folgreich umerzogen. Das Prinzip der Umer-

ziehung ist der Grund für die sehr niedrige

Rückfallrate von 6-8%.

2.1 Die Strafe der Straftäter

In den SVA wird den Insassen die Freiheit in

weitestem Sinn entzogen. Der Freiheitsent-

zug bezieht sich nicht nur auf die Bewe-

gungsfreiheit, sondern auch auf die Mei-

nungsäusserungsfreiheit, die Publikations-

freiheit, die Versammlungsfreiheit etc. Die

Insassen werden zur Einhaltung der Vor-

schriften und der Disziplin in der Anstalt so-

wie zu Arbeitsleistung gezwungen. Verweige-

rung führt zur Strafverschärfung. Mit diesen

Massnahmen sollen die Sicherheit des

Staates und des Volkes erhöht und mögliche

Kriminelle vor Straftaten abgeschreckt wer-

den.
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Die Strafe ist die Voraussetzung für die Um-

erziehung der Gefangenen. Strafe und Um-

erziehung sind eine dialektische Einheit. Oh-

ne Strafe würden sie ihre Schuld nicht einse-

hen, eine Resozialisierung wäre nicht mög-

lich. Die Bestrafung muss strikte durchge-

führt werden. Körperliche Strafen, Miss-

handlungen und Beleidigungen sind jedoch

verboten. Wer diesem Grundsatz zuwider-

handelt, wird gemäss Strafvollzugsgesetz

bestraft.

2.2 Umerziehung der Gefangenen durch

Ausbildung

Im Unterschied zu westlichen Staaten ist

China der Überzeugung, dass ein inhaftierter

Mensch umerzogen werden kann. Dies ge-

schieht in erster Linie durch Ausbildung.

Schlechte Gedanken formen sich in einer

schlechten Umwelt in dem Sinne, als dass

eine schlechte Umwelt das Denken und die

Ideen der darin lebenden Menschen be-

stimmt. Kommt eine Person in einer

schlechten Umgebung auf schlechte Ideen

und begeht Straftaten, kann man sie in einer

guten Umgebung korrigieren bzw. umerzie-

hen und sie damit fördern, sich in Zukunft

positiv gegenüber der Gesellschaft zu ver-

halten. Die Praxis in China und die Erfolge

belegen die Richtigkeit dieser Ansicht.

Die Umerziehung besteht aus folgenden

Massnahmen:

2.2.1 Strikte Kontrolle

Die chinesischen SVA werden militärisch

geführt. Für alle Tätigkeiten der Insassen

(Aufstehen, Bettruhe, Mahlzeiten, Arbeiten,

Sport, Lernen etc.) bestehen strenge Vor-

schriften, damit sie ihre undisziplinierten und

unkonventionellen Gewohnheiten ändern und

lernen, ein ordentliches Leben zu führen.

2.2.2 Ideologische Erziehung

Das Denken leitet das Handeln. Deshalb

sollen - als Kern der Umerziehung - mit der

ideologischen Erziehung falsche Ideen und

abnormale seelische Zustände der Insassen

geändert werden. Sie ist eingeteilt in

- die rechtliche Ausbildung zum besseren

Rechtsbewusstsein,

- die politische Ausbildung zum besseren

Staatsbewusstsein,

- die sozialistische Morallehre zur Überwin-

dung von Individualismus und Profitmen-

talität,

- psychologische Behandlung und Beglei-

tung während des ganzen Umerziehungs-

prozesses.

2.2.3 Allgemeine Ausbildung

Die allgemeine Ausbildung soll das Bildungs-

niveau der Insassen erhöhen. Insassen mit

schlechtem Bildungsniveau wissen weder

von Gesetzen und Vorschriften noch von den



 Bundesamt für Justiz / Informationen über den Straf- und Massnahmenvollzug 4/97 Seite 12

politischen Richtlinien des Staates. Sie wis-

sen nicht, was man darf, was man nicht darf

und wohin ihre Straftaten führen. Durch die

Ausbildung werden sie sich nicht nur der

Strafbarkeit ihrer begangenen Taten be-

wusst, sondern auch gut darauf vorbereitet,

nach ihrer Entlassung nicht wieder gegen

Gesetze und Vorschriften zu verstossen. In

allen SVA werden Analphabetisierungskurse

in Lesen und Schreiben sowie Grundschul-

und Mittelschulausbildungen durchgeführt.

Insassen, die die Abschlussprüfungen beste-

hen, erhalten nationale anerkannte Ab-

schlusszeugnisse. Weiter werden geeignete

Insassen angehalten, sich z.B. via Fernstudi-

um weiterzubilden.

2.2.4 Berufliche Ausbildung

Die berufliche Ausbildung soll es den Insas-

sen ermöglichen, nach der Entlassung in der

Arbeitswelt wieder Fuss zu fassen. Sie dient

in diesem Sinne direkt der Rückfallverminde-

rung. Nach bestandenem Abschluss eines

Berufslehrganges erhalten die Insassen eine

national anerkannte Bescheinigung.

2.2.5 Arbeitsbildung

Die Insassen verrichten gesellschaftsnützli-

che Produktivarbeit. Arbeit dient dabei nicht

als Strafe, sondern als Resozialisierungs-

mittel. Die Insassen können zur Arbeit ge-

zwungen werden, sie erhalten einen Lohn

und unterstehen den nationalen Arbeits-

schutz-Regeln. Insassen, die zu körperlicher

Arbeit nicht geeignet sind (Alte, Kranke,

Schwache) werden davon befreit.

Durch die Produktivarbeit lernen die Insas-

sen, dass der gesellschaftliche Reichtum ein

Resultat von Schweiss und Mühe ist, so dass

sie ihre schlechten Gewohnheiten (Bequem-

lichkeit, Arbeitsscheu, Verschwendung)

überwinden. Durch Produktivarbeit lernen die

Insassen zu kooperieren und sich strikt zu

kontrollieren, Vorschriften und Gesetze ein-

zuhalten, ihre Disziplinlosigkeit zu überwin-

den sowie ihre Fehlbarkeit zu erkennen. Da-

mit schaffen sie ein ideologisches Funda-

ment für die Zeit nach ihrer Entlassung.

2.2.6 Auszeichnung vorbildlicher Insassen

Auszeichnungen dienen in einem wichtigem

Masse der Resozialisierung der Insassen.

Sie können zur psychischen Wandlung der

Insassen, zur Wandlung ihres Benehmens,

zur Überwindung ihrer Passivität und zur In-

itiative für ihre eigene Resozialisierung füh-

ren. China kennt zwei Sorten Auszeichnun-

gen: Verwaltungsauszeichnungen mit münd-

licher Belobigung, Belohnung durch Naturali-

en und Familienbesuchen ausserhalb der

SVA oder aber rechtliche Auszeichnungen

(Strafmilderung, bedingte Entlassung).

3. GEFANGENE UND MENSCHEN-

RECHTE

Auch in China gelten Strafgefangene als

Menschen, deren gesetzlich verankerte Men-

schenrechte - sowohl bei der Bestrafung als

auch bei der Umerziehung - geachtet wer-

den. Ohne die Gewährleistung ihrer Men-

schenrechte kann das Ziel der Strafe, die
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Resozialisierung,  nicht erreicht werden. Ge-

mäss Strafvollzugsgesetz und anderer ein-

schlägiger gesetzlicher Bestimmungen ge-

niessen die Insassen in einer SVA folgende

Rechte: Recht auf Unantastbarkeit der Per-

sönlichkeit, auf Schutz der körperlichen Inte-

grität, auf Schutz des Eigentums, auf Vertei-

digung, auf Anzeige, auf Anklage, auf Wider-

spruch, auf Korrespondenz, auf Familienbe-

such, auf Entgegennahme von Geld und Ge-

brauchsgegenstände von aussen, auf Aus-

bildung, auf Freizeitbetätigung (Sport, Unter-

haltung), auf Arbeitspause, auf Arbeitslohn

und Arbeitsschutz, auf Kompensation und

Unterstützungsgeld bei Verletzung, Behinde-

rung oder Tötung während der Arbeit gemäss

nationalen Bestimmungen über die Arbeits-

versicherung, auf Strafmilderung bei guter

Leistung sowie auf Religion und Glauben.

Die Justizpolizei hat strikte nach der Verfas-

sung und den einschlägigen Gesetzen zu

handeln. Artikel 14 des Strafvollzugsgesetzes

schreibt vor, dass ein Polizist gegen das Ge-

setz verstösst und bestraft wird, wenn er

- in das persönliche Eigentum des Gefan-

genen eingreift,

- durch Folter ein Geständnis erpresst,

- den Gefangenen körperlich bestraft oder

misshandelt,

- die Persönlichkeit des Gefangenen ernied-

rigt,

- den Gefangenen prügelt oder duldet, dass

ein anderer den Gefangenen prügelt

- oder den Gefangenen für sich arbeiten

lässt.

Stellt sich sein Handeln als nicht strafbar

heraus, kann er immer noch disziplinarisch

belangt werden.

Die Staatsanwaltschaft kontrolliert die Ge-

setzmässigkeit des Strafvollzuges in den

SVA. Dazu ist in jeder SVA eine Kontrollab-

teilung der Staatsanwaltschaft installiert, die

sicherstellt, dass die Rechte der Insassen

gewährleistet sind.

4. DIE REFORM DES STRAFVOLL-

ZUGSSYSTEMS

Die jahrzehntelange Praxis zeigt, dass das

Strafvollzugssystem in China korrekt ist und

mit den chinesischen gesellschaftlichen Ge-

gebenheiten übereinstimmt. Aber auch China

und seine Gesellschaft entwickeln sich. Ent-

wicklungen sind immer verbunden mit Re-

formen und Veränderungen. Veränderungen

machen weder halt vor den wirtschaftlichen

Verhältnissen noch vor dem politischen und

moralischen Denken oder vor der Kultur ei-

nes Volkes. Auch Strafanstalten sind von

Veränderungen und Reformen nicht ausge-

nommen. Die Reform des bestehenden chi-

nesischen Strafvollzugssystems dreht sich

hauptsächlich um



 Bundesamt für Justiz / Informationen über den Straf- und Massnahmenvollzug 4/97 Seite 14

- die Vergrösserung des Platzangebotes

und die Modernisierung der SVA,

- die Verstärkung der Sicherheit der SVA

gegen mögliche Ausbrüche von Insassen,

- effizientere Massnahmen zur Resozialisie-

rung der Insassen.

Im Jahre 1994 hat die chinesische Regierung

ein entsprechendes Programm erstellt, des-

sen praktische Umsetzung im Gange ist.

Die wichtigsten Punkte dabei sind:

- bauliche Massnahmen innerhalb und au-

sserhalb bestehender SVA,

- Einsatz elektronischer und audiovisueller

Mittel zur besseren Überwachung und

Kontrolle der Insassen und zur Optimie-

rung der anstaltsinternen Kommunikation,

- verstärkte Ausbildung der Polizeiorgane

(v.a. im rechtlichen Bereich).

Quelle: Referat von Prof. Dr. Wu Yanping, Institut für

Prävention und Kriminologie, Peking

MENSCHENBILDER IN DER STRAFVER-

FOLGUNG UND IM STRAFVOLLZUG -

TAGUNG DER CARITAS SCHWEIZ,

FACHGRUPPE "REFORM IM STRAF-

WESEN" (EHEMALS GEFANGENENHILFE)

UND DER PAULUS-AKADEMIE VOM 11.

UND 12. SEPTEMBER 1997

„Sich ein Bild von einer Gruppe von Men-

schen zu machen und dieses Bild auf alle

Männer und Frauen dieser Gruppe zu über-

tragen, gehört zu den Tatsachen, die unser

Leben prägen. Wir wissen um die Gefahren

solcher Verallgemeinerungen. Aber wir ent-

ziehen uns nur mit Mühe dieser Verlockung,

die eine einfache Orientierung verspricht.

Wer einen Beruf in der Strafverfolgung, der

Justiz und im Strafvollzug ergreift, hat be-

stimmte Vorstellungen über die Straftäter,

über ihren Charakter und ihre Chancen, ein

anderer Mensch zu werden. Im Laufe der

beruflichen Tätigkeit kann sich dieses Bild

verhärten oder ändern. Aber immer besteht

die Gefahr, dass das Bild des Straftäters den

Blick auf den einzelnen Menschen in seiner

Einmaligkeit trübt und die Beurteilung irrelei-

tet.“ (Auszug aus dem Tagungs-

Einladungsschreiben)

Prof. Franz Riklin, Ordinarius für Straf- und

Strafprozessrecht an der Universität Freiburg

und Präsident der Fachgruppe „Reform im

Strafwesen" der Caritas Schweiz, führte den

Anwesenden in seinem Eröffnungsreferat vor

Augen, dass Personen, die sich beruflich mit

straffälligen Menschen befassen, sich bezüg-

lich des Menschenbildes verschiedener Fra-
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gen zu stellen haben. Die wohl wichtigste sei

jene, ob bei der Arbeit mit Straffälligen von

einem realitätsgerechten Menschenbild aus

gegangen wird. Es gelte in Betracht zu zie-

hen, dass die Kriminalität sehr stark von so-

zialen Strömungen beeinflusst werde, wie

zum Beispiel Rezession, Arbeitslosigkeit,

Drogenszene, Wandel in Osteuropa, u.a.

Ausschlaggebend dafür, ob es Personen

gelingt, über ein differenziertes Menschenbild

zu verfügen, sei der Vertrautheitsgrad mit

den sozialen Wirklichkeiten und den sozialen

Umfeldern, in welchen Kriminalität stattfindet.

Oder anders ausgedrückt: Je weniger Bezug

zum Geschehen vorliege, desto häufiger

würden Klischeevorstellungen und Alltags-

theorien die eigene Meinung beeinflussen,

welche dann oft nicht der Realität entspre-

chen.

Der Strafvollzug sollte von der Realität aus-

gehen, dass er es mit völlig verschiedenen

Menschen zu tun hat, welchen nur der Kon-

flikt mit der Gesellschaft gemeinsam ist. Die-

se Feststellung kam nicht nur im Referat von

Dr. iur. Peter Aebersold, Lehrbeauftragter der

Universität Basel, zum Ausdruck. Die ge-

schilderten Erfahrungen der anderen Refe-

renten aus ihrem jeweiligen beruflichen Um-

feld zeigten deutlich, welchen vielfältigen

Einflüssen Menschenbilder letztendlich un-

terworfen sind: Sie basieren auf Werthaltun-

gen, die u.a. durch die eigene Persönlich-

keitsentwicklung und Erziehung, aber auch

durch das soziale Umfeld geprägt worden

sind. Ebenso beeinflussen die aktuelle Be-

findlichkeit, die gesellschaftlichen Beziehun-

gen oder auch die Auseinandersetzung mit

dem durch das schweizerische Strafrecht

vermittelte Bild des Menschen die eigene

Haltung und den beruflichen Alltag. Die Fra-

ge, welches denn das "richtige" Menschen-

bild sei, kann so nicht beantwortet werden.

Oreste Zanolari, Soziologe und Streetworker

in Zürich, drückte es so aus: "Besser ein un-

genügendes Menschenbild, als ein falsches".

Einigkeit herrschte bei den Teilnehmerinnen

und Teilnehmern des Podiumsgesprächs

über den Grundsatz, dass es immer von

neuem einer (Selbst-)Reflexion über die

Menschenbilder bedarf, um der grossen Her-

ausforderung durch die berufliche Tätigkeit

im Strafwesen gerecht werden zu können.

Nur eine periodische Auseinandersetzung mit

dieser Thematik kann dazu beitragen, Ver-

härtungen und Resignationen zu vermeiden.

Diese Reflexion bedingt ausserdem die Wah-

rung einer gewissen Distanz, um sachlich

urteilen zu können.

Quelle: Tagungsbericht von Frau  lic.phil. Renate

Clémençon, wissenschaftliche Beamtin im

Bundesamt für Justiz

EIN EUROPÄISCHES NETZWERK ZUR

GESUNDHEITSFÖRDERUNG IM FREI-

HEITSENTZUG

Das Regionalbüro für Europa der Weltge-

sundheitsorganisation WHO hat 1995 die

Initiative ergriffen, um ein europäisches

Netzwerk zur Gesundheitsförderung im Frei-

heitsentzug ins Leben zu rufen. Diese Initiati-

ve basiert auf dem WHO-Dokument "Ziele
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zur Gesundheit für alle: die Gesundheitspoli-

tik für Europa" aus dem Jahre 1991. Ziel 14

dieses Dokumentes lautet: "Bis zum Jahre

2000 sollten alle Lebens- und Tätigkeitsbe-

reiche wie Wohnort, Schule, Arbeitsplatz,

Nachbarschaft und eigenes Zuhause bessere

Möglichkeiten zur Förderung der Gesundheit

bieten."

Dieser Ansatz in der Gesundheitsförderung

hat sich in Umfeldern wie Schule, Arbeits-

platz, Krankenhaus und Wohnort als äu-

sserst wirksam erwiesen. Die europaweiten

WHO-Netzwerke, die in diesen Bereichen

arbeiten, sind strategisch entscheidende In-

strumente, mit denen Gesundheitsförderung

in Gang gebracht und angeregt werden kann.

Von daher können Strafvollzugsanstalten als

ein weiteres Umfeld angesehen werden, in

welchem sich die öffentliche Gesundheit ver-

bessern lässt.

Die Schlussfolgerungen des ersten Netz-

werk-Meetings, welches im Oktober 1995 in

London stattfand, lassen sich wie folgt zu-

sammenfassen:

1. Strafvollzugsanstalten sind ein brauchba-

res Umfeld für die Gesundheitsförderung

und bieten potentiell wichtige gesundheit-

liche Vorteile für eine besondere Bevölke-

rungsgruppe.

2. Zu den Schlüsselelementen der Gesund-

heitsförderung im Strafvollzug gehören

unter vielen anderen: Prävention, Befähi-

gung und "Empowerment", psychische

und physische Elemente, Fürsorgepflicht

der gesamten Gesellschaft sowie ein

multidisziplinärer und ganzheitlicher An-

satz.

3. Alle Teilnehmer sahen für die Gesundheit

in Strafvollzugsanstalten trotz äusserst

begrenzten Ressourcen einen prioritären

Handlungsbedarf. Mit solchen Massnah-

men könnten erhebliche Vorteile für die

Gesundheit der Häftlinge, der Gefäng-

nismitarbeiter und der breiten Bevölke-

rung erreicht werden, was sich in der Fol-

ge unter Umständen auch vorteilhaft auf

die Leitung von Strafvollzugsanstalten

auswirken könnte.

4. Die Strafvollzugsdienste haben die

Pflicht, für die Häftlinge und die Mitarbei-

ter im Strafvollzug zu sorgen und dabei

die Gesundheit der breiteren Allgemein-

heit zu berücksichtigen. Diese Versor-

gung muss derjenigen, die der übrigen

Gesellschaft "draussen" zur Verfügung

steht, entsprechen.

5. Wichtig ist, die Ansichten und Meinungen

der Häftlinge und Mitarbeiter im Strafvoll-

zug aufzunehmen, damit ihren Bedürfnis-

sen durch eine Palette wirksamer Strate-

gien in der Gesundheitsförderung Rech-

nung getragen werden kann.

6. Eine Koordinationsstelle mit klar festge-

legten Aufgaben ist einzurichten. Diese

Aufgaben umfassen: enge Zusammenar-

beit mit den Regionalbüros bei der Unter-

stützung und Ausweitung des neuge-

gründeten Netzwerkes Gesundheit im
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Strafvollzug (inklusive technische, mana-

gementmässige und finanzielle Aspekte),

Informationsstelle für Fach- und Grund-

satzfragen, Hilfeleistung bei der strategi-

schen Planung und Umsetzung interna-

tionaler Massnahmen der Gesundheits-

förderung im Strafvollzug.

Die Koordination und das Sekretariat dieses

Netzwerkes wird vom H.M. Prison Service

England und Wales übernommen. Seit 1997

sind folgende 12 Länder Mitglieder des

Netzwerkes: Bulgarien, Finnland, Frankreich,

Griechenland, Grossbritannien, Irland, Nie-

derlande, Polen, Portugal, Russland,

Schweiz und Ukraine. Jedes Jahr kommen

neue Mitgliedländer dazu. Bis anhin wurde

die Schweiz allein durch das Bundesamt für

Gesundheit (BAG) vertreten. Ab 1998 über-

nimmt das BAG die Vertretung der Schweiz

zusammen mit dem Bundesamt für Justiz

(BJ).

Der Jahresbericht 1997 der Schweiz sowie

der Aktionsplan 1998 finden sich auf den

folgenden Seiten. Für allfällige Fragen und

Anregungen stehen zur Verfügung: Frau

Dr.iur. Dina Zeegers Paget, Facheinheit Such

und Aids, Bundesamt für Gesundheit, 3003

Bern (Tel. 031 323 87 85 / Fax 031 323 87

89) sowie Frau lic.phil. Renate Clémençon,

Sektion Straf- und Massnahmenvollzug,

Bundesamt für Justiz, 3003 Bern (Tel. 031

322 43 74 / Fax 031 322 78 73).

WHO/EURO - PROJEKT "GESUNDHEIT IM

FREIHEITSENTZUG" - JAHRESBERICHT

DER SCHWEIZ (OKTOBER 1996 - OKTO-

BER 1997) UND AKTIONSPLAN 1998

Nachfolgend geben wir den im Titel erwähn-

ten Jahresbericht der Schweiz und den Akti-

onsplan, verfasst vom Bundesamt für Ge-

sundheit in Zusammenarbeit mit dem Bun-

desamt für Justiz, auszugsweise wieder.

1. JAHRESBERICHT (OKTOBER 1996 -

OKTOBER 1997)

Das Gesundheitswesen im Freiheitsentzug

ist wie der gesamte Straf- und Massnahmen-

vollzug grundsätzlich Sache der Kantone. Auf

Bundesebene wird die Gesundheit von Ge-

fangenen denn auch im Schweizerischen

Strafgesetzbuch (StGB) nur in einem einzi-

gen Artikel erwähnt: Artikel 46 Ziffer 2 sieht

vor, dass in den Gefängnissen und Strafan-

stalten die dem seelischen, geistigen und

körperlichen Wohl der Eingewiesenen die-

nenden Massnahmen zu treffen und die ent-

sprechenden Einrichtungen bereitzustellen

sind.

Es gibt kein gesamtschweizerisches Ge-

sundheitsförderungsprogramm in den Ge-

fängnissen und Strafanstalten. Dafür existie-

ren nationale Programme zur Drogen- und

Aidsprävention, die auch in diesem Bereich

eingesetzt werden. An dieser Stelle ist darauf

hinzuweisen, dass sich beide Programme in

einer Übergangsphase befinden und neue
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Programme nächstes Jahr für den Zeitraum

1998 - 2000 eingesetzt werden.

Seit 1996 beschäftigt sich eine schweizeri-

sche Expertengruppe mit der Gesundheits-

förderung in Gefängnissen und Strafanstal-

ten. Eines ihrer Ziele ist die Koordination von

Aktivitäten in den verschiedenen Einrichtun-

gen. Ein künftiges Ziel wird zudem sein,

Empfehlungen zur Umsetzung der Gesund-

heitsförderung in diesem Bereich auszuar-

beiten.

Die schwerwiegendsten Gesundheitsproble-

me in den Gefängnissen und Strafvoll-

zugseinrichtungen werden verursacht durch

illegale Drogen, Infektionskrankheiten (v.a.

HIV und Hepatitis), psychische Störungen

sowie Tabakkonsum. Es ist eine grosse An-

zahl von Programmen mit dem Schwerpunkt

Drogenmissbrauch und HIV-Infektion ge-

schaffen worden. Da es sich dabei um eine

Art Pilotprojekte handelt, begrenzen sich die

meisten dieser Programme auf einzelne Ein-

richtungen. Das Ziel all dieser Projekte ist es

jedoch, positive Erfahrungen mit anderen

Einrichtungen zu teilen.

Das Bundesamt für Gesundheit (BAG) ist auf

folgenden Gebieten tätig:

1. Forschung

Eines der grösseren Probleme in den Ge-

fängnissen und Strafanstalten stellt sich auf-

grund der fehlenden Daten, die Genaueres

über die Häufigkeit der Gesundheitsprobleme

aussagen. In vielen Forschungsprojekten

konnten dieses Jahr vorläufige und endgülti-

ge Resultate betreffend die Häufigkeit von

Aids, der Gesundheit der Gefangenen im

Allgemeinen sowie Schätzungen über legalen

und illegalen Drogenmissbrauch gemacht

werden. Zudem wird in Kürze eine Analyse

der Präventions- und Behandlungsprogram-

me für Infektionskrankheiten und Drogen-

missbrauch publiziert. Diese Forschungsda-

ten dienen jetzt als Grundlage für spezifische

Interventionen und Evaluationen auf diesen

Gebieten.

2. Interventionen

Das BAG ist auch auf dem Gebiet der Inter-

ventionen aktiv. Anhand solcher Pilotprojekte

soll vor allem geprüft werden, inwieweit

Massnahmen, die ausserhalb der Gefäng-

nismauern getroffen werden, auch innerhalb

derselben zur Anwendung kommen sollen.

Die Pilotprojekte beinhalten:

- Das Heroinverschreibungsprogramm in

der Strafanstalt Oberschöngrün in Solo-

thurn (Projekt KOST). Der Abschluss- und

Evaluationsbericht wurden dieses Jahr

veröffentlicht. Die Resultate zeigen, dass

die Heroinverschreibung an schwerab-

hängige Patienten positive Wirkungen

zeigt und deshalb weitergeführt werden

soll.

- Das Spritzenabgabe-Programm in der

Frauenstrafanstalt in Hindelbank. Auch

hier wurden die Evaluation und der Ab-

schlussbericht veröffentlicht. In Kürze wird

eine Nachevaluation über die Pilotphase



 Bundesamt für Justiz / Informationen über den Straf- und Massnahmenvollzug 4/97 Seite 19

publiziert. Die Resultate sind positiv, der

Drogenkonsum hat nicht zugenommen.

Das Gleiche gilt für den intravenösen Dro-

genkonsum. Infektionskrankheiten und

andere Gesundheitsprobleme haben hin-

gegen abgenommen.

- Das flexible Methadon-Programm mit der

Möglichkeit von intravenösem Methadon in

den Gefängnissen des Kantons Basel-

Stadt. Der Abschluss- und der Evaluati-

onsbericht werden in Kürze publiziert. Er-

ste Resultate ergeben, dass die flexiblen

Methadon-Programme wirksam sein kön-

nen, jedoch weitere Massnahmen nötig

sind, um den Drogenkonsum in den Ge-

fängnissen einzudämmen.

- Den Einsatz von Inhaftierten als Mediato-

ren in einem Programm zur sexuellen HIV-

Prävention in der Strafanstalt Saxerriet

(Projekt MEDIA). Die Pilotphase ist zu En-

de. Das Projekt wurde auf nationaler Ebe-

ne eingeführt, weitere Gefängnisse und

Strafanstalten sind nun aufgefordert, dar-

an teilzunehmen.

Im weiteren war das BAG in der Erarbeitung

von Dokumentationsmaterial aktiv. Beispiele

dafür sind:

- Das Kartensystem für Schadensverminde-

rung mit acht Themen, von denen eines

speziell für den Gefängnisbereich gedacht

ist. Die Pilotphase ist beendet, es sind

weitere Karten geplant.

- Der Einsatz von Broschüren des Migra-

tenprojektes im Gefängnis.

- Die Produktion des Videos "hey you" spe-

ziell für die HIV-Prävention im Gefängnis-

bereich. Die deutsche Version stiess auf

ein positives Echo. Die französische Ver-

sion ist für nächstes Jahr vorgesehen.

3. Evaluation

Eine weitere wichtige Aufgabe des BAG ist

es, die zu treffenden Massnahmen zu evalu-

ieren. Ziel dabei ist, von einem objektiven

Standpunkt aus zu beurteilen, ob die getrof-

fenen Massnahmen in den Gefängnissen und

Strafanstalten wirksam sind, und ob die Art

und Weise, wie diese eingesetzt werden,

effizient ist. Beinahe alle der vom BAG finan-

zierten Pilotprojekte werden zusätzlich noch

von einer Aussenstelle evaluiert. Ein weiteres

wichtiges Projekt, das evaluiert wird, ist das

Spritzenabgabe-Projekt in der Strafanstalt

Realta.

Das Bundesamt für Justiz (BJ) finanziert

ebenfalls Pilotprojekte, unter denen sich auch

Spezialprojekte für Drogenabhängie befin-

den. Beispiele dafür sind:

- "Start Again", ein Projekt für drogenab-

hängige jugendliche Straffällige. Nach

dem körperlichen Entzug werden ver-

schiedene therapeutisch-psychologische

Massnahmen getroffen mit dem Ziel der

Rehabilitation und der sozialen Wieder-

eingliederung. Dieses Projekt wird noch

bis Mai 1998 weitergeführt.
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- "Dingi", ein Projekt in der geschlossenen

Strafanstalt Lenzburg für Gefangene mit

Drogenproblemen. Für diese Klientel wur-

de eine spezielle Abteilung geschaffen.

Der Abschlussbericht steht noch aus.

Der europäische Ausschuss zur Verhütung

von Folter und unmenschlicher oder erniedri-

gender Behandlung oder Strafe (CPT) be-

suchte vom 11. - 23. Februar 1996 zum

zweiten Mal nach 1991 Gefängnisse, Straf-

anstalten und andere Einrichtungen für den

Freiheitsentzug in der Schweiz. Der Be-

suchsbericht und die Antwort des Bundesra-

tes wurden im Juni 1997 veröffentlicht. Fol-

gende Themen betreffend der Gesundheit

von Gefangenen kamen darin zur Sprache:

- die medizinische Schweigepflicht in den

Gefängnissen und Strafanstalten

- das Recht auf freie Arztwahl

- die Unterbringung und Behandlung psy-

chisch gestörter Gefangener

2. AKTIONSPLAN 1998

Wie bereits erwähnt, handelt es sich beim

Gebiet der Gesundheitsförderung im Ge-

fängnisbereich um eine neue Aktivität des

Bundes, für die es im Moment keine gesetzli-

che Grundlage gibt. Das Hauptziel des Bun-

des wird sein, basierend auf den Aufgaben

im Drogenbereich und in der HIV-Prävention,

die kantonalen Gefängnisbehörden bei ihren

Anstrengungen in der Gesundheitsförderung

in den Gefängnissen und Strafanstalten zu

unterstützen. Die Hauptziele sowie die wich-

tigsten geplanten Aktivitäten für die Zeit-

spanne von Oktober 1997 bis Oktober 1998

sind:

- Konsolidierung der neuen Expertengruppe

für die Gesundheitsförderung in den Ge-

fängnissen und Strafanstalten. Dabei

müssen noch verschiedene organisatori-

sche und budget-technische Aspekte ge-

klärt werden. Gleichzeitig werden neue

allgemeine Strategien für die zwei Haupt-

bereiche Drogen und Aids entwickelt.

- Empfehlungen für die praktische Umset-

zung der Gesundheitsförderung in den

Gefängnissen und Strafanstalten. Die

wichtigste Aufgabe der Expertengruppe

wird die Anwendung der Empfehlungen

sein und zwar in den Bereichen Drogen-

missbrauch, Infektionskrankheiten, geisti-

ge Gesundheit und Gesundheitsförderung

für das Gefängnispersonal. Diese Emp-

fehlungen sind für den gesamten Gefäng-

nisbereich gedacht und bilden die Grund-

lage für künftige Aktivitäten.

- Auf der Interventionsebene werden für die

Aktivitäten in der Gesundheitsförderung

erste Kontakte zu allen Gefängnissen und

Strafanstalten geknüpft. Der Schwerpunkt

wird dabei auf die Drogen- und Aidspro-

blematik gelegt. Als Grundlage für diese

Interventionen dienen die obenerwähnten

Forschungs- und Evaluationsresultate.
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KURZINFORMATIONEN

EUROPÄISCHES ÜBEREINKOMMEN ZUR

VERHÜTUNG VON FOLTER UND UN-

MENSCHLICHER ODER ERNIEDRIGEN-

DER BEHANDLUNG ODER STRAFE

(SR 0.106) - EINE AKTUELLE ÜBERSICHT

Nachstehende Tabelle gibt Auskunft über die

Staaten des Europarates, die das Europäi-

sche Übereinkommen zur Verhütung von

Folter und unmenschlicher oder erniedrigen-

der Behandlung oder Strafe ratifiziert haben,

und über die seit 1990 vom Europäisches

Komitee mit gleichem Namen (CPT) durch-

geführten Länderbesuche sowie über die

darüber publizierten Berichte des CPT (Stand

1. Juli 1997, Quelle: 6. und 7. Tätigkeitsbe-

richt des CPT [CPT/Inf(96)21 und

CPT/Inf(97)10], Strassburg, 5. August 1996

und 22. August 1997)

Mitgliedstaaten CPT-

Besuche

CPT-

Berichte

Albanien

Andorra

Belgien 1993 X

Bulgarien 1995 X

Dänemark 1990/96 X

Deutschland 1991/96 X

Estland

Finnland 1992 X

Frankreich 1991/94/96 X

Griechenland 1993/96 X

Grossbritannien 1990/93/94 X

Irland 1993 X

Island 1993 X

Italien 1992/95/96 X

Liechtenstein 1993 X

Litauen

Luxemburg 1993 X

Malta 1990/95 X

Mazedonien

Niederlande 1992/94 X

Norwegen 1993 X

Österreich 1990/94 X

Polen 1996

Portugal 1992/95/96 X

Rumänien 1995

San Marino 1992 X

Schweden 1991/94 X

Schweiz 1991/96 X

Slowakei 1995 X

Slowenien 1995 X

Spanien 1991/94 X

Tschechien

Türkei 1990/91/

92/94/96

X

Ukraine

Ungarn 1994 X

Zypern 1992/96 X

Das Übereinkommen noch nicht ratifiziert

haben: Kroatien, Lettland, Moldavien und

Russland. Die Länderberichte des CPT über

seine Besuche in den Unterzeichnerstaaten,
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die jährlichen Tätigkeitsberichte des CPT

sowie andere Info-Materialien über den CPT

können direkt bezogen werden beim Europa-

rat/Conseil de l'Europe, secrétariat du CPT,

Palais des droits de l'homme, F-67075 Stras-

bourg Cedex (Tel. +33 (0)3 88 41 23 88 / 

Fax +33 (0)3 88 41 27 72 / 

e-mail: cptdoc@dhdir.coe.fr)

FORTBILDUNG IM SUCHTBEREICH -

8. KURSPROGRAMM

CONVERS, die Fort- und Weiterbildungs-

stelle des Vereins Schweizerischer Drogen-

fachleute, welche im Rahmen des 1991 vom

Bundesrat verabschiedeten "Massnahmen-

paketes zur Verminderung der Drogenpro-

bleme" tätig ist, hat ihr Kursprogramm für

1998 herausgegeben. Die Kurse finden je-

weils bei CONVERS in Olten statt. Das Kur-

sprogramm kann direkt bezogen werden bei

CONVERS, Hausmattrain 2, 4600 Olten

(Tel. 062 212 08 18 / Fax 062 212 08 21)

"FREIHEITSENTZUG" - DAS MEDIENPA-

KET FÜR DIE PRAXIS

Wie sieht das Leben hinter Gittern aus? In

einem 40-minütigen Dokumentarfilm - ge-

dreht von Jürg Neuenschwander in den Ber-

ner Strafanstalten Hindelbank, Thorberg und

Witzwil - geben Angestellte, Insassinnen und

Insassen Einblick in ihren Alltag in der Straf-

anstalt, in ihre Arbeit, ihre Freizeit. Sie er-

zählen über das Zusammenleben in der

Zwangsgemeinschaft, über Drogen,

Schwarzmarkt, Fluchtversuche, Gewalt, Se-

xualität, Sehnsucht, Urlaub und Entlassung -

direkt und ehrlich. Ergänzt zu einem eigentli-

chen Medienpaket wird der Film durch eine

Broschüre für die Unterrichtsvorbereitung in

der Schule und einer Arbeitsmappe für

Schülerinnen und Schüler, Studentinnen und

Studenten. Die Berner Schulwarte als Her-

ausgeberin sieht das Zielpublikum für ihr Me-

dienpaket vor allen Dingen in der Sekundar-

stufe I und II, im tertiären Bildungsbereich

sowie in der Erwachsenenbildung. Finanziert

wurde das Projekt vom SEVA Lotteriefonds

des Kantons Bern.

Das Medienpaket (Bestellnummer 28.325.18)

kann zum Preis von Fr. 35.- direkt beim Ber-

ner Lehrmittel- und Medienverlag, Güterstra-

sse 13, 3008 Bern (Tel. 031 380 52 00 /

Fax 031 380 52 10) bezogen werden

NEUES HANDBUCH FÜR BAUTEN DES

STRAF- UND MASSNAHMENVOLLZUGES

- FRANZÖSISCHE ÜBERSETZUNG

Wie bereits in der letzten Ausgabe des Info-

Bulletins (3/97) berichtet, haben das Bun-

desamt für Justiz  und das Amt für Bundes-

bauten ein Handbuch für Fachleute und

Praktiker im Gefängnisbau erarbeitet. In der

Zwischenzeit liegt das Handbuch nicht nur in

der deutschen Originalfassung, sondern auch

in einer französischen Übersetzung vor. Be-

zugsquelle:
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Bundesamt für Justiz, Sektion Straf- und

Massnahmenvollzug, Bundesrain 20, 3003

Bern, Tel. 031 322 41 28/Fax 031 322 78 73

NEUER DIREKTOR DER STRAFANSTALT

PÖSCHWIES IN REGENSDORF

Der 49-jährige Luzerner Ueli Graf-Strässle

hat am 1. Dezember 1997 die Nachfolge von

Hans Ulrich Meier als Direktor der Strafan-

stalt Pöschwies in Regensdorf angetreten.

Graf erwarb 1974 das Diplom als Erzieher an

der Schule für Soziale Arbeit in Zürich und

bildete sich am Institut für angewandte Psy-

chologie in Zürich in den Bereichen Erzie-

hungsberatung und Jugendpsychologie wei-

ter. Von 1978 bis 1981 leitete er die Beob-

achtungsstation der Pestalozzi-Jugendstätte

Burghof in Dielsdorf ZH und anschliessend

neun Jahre das Luzerner Jugendheim Scha-

chen. Seit 1990 war Graf Geschäftsführer

und Direktor der Stiftung für Schwerbehin-

derte in Luzern, einem Sozialunternehmen

mit rund 500 Angestellten.

NEUE "DIREKTION GEFÄNGNISSE" IM

KANTON BERN

Wie vom Berner Amt für Freiheitsentzug und

Betreuung mitgeteilt, ist ab dem 1. Januar

1998 die neugeschaffene "Direktion Gefäng-

nisse" für den Betrieb der Berner Regional-

und Bezirksgefängnisse sowie der Bewa-

chungsstation am Berner Inselspital verant-

wortlich. Die Direktion Gefängnisse ist direkt

dem kantonalen Amt für Freiheitsentzug und

Betreuung unterstellt. Zum Direktor wurde

Herr Christian Schlecht, der langjährige Lei-

ter des Regionalgefängnisses Bern, ernannt;

als dessen Stellvertreter fungiert Herr Peter

Tschantré.

NEUER PRÄSIDENT DES NEUNERAUS-

SCHUSSES

Gemäss Mitteilung der Konferenz der Kanto-

nalen Justiz- und Polizeidirektoren (KKJPD)

wird der Neunerausschuss - eine Kommissi-

on der KKJPD und Koordinationsorgan zwi-

schen den Kantonen und den drei Strafvoll-

zugskonkordaten - ab 1. Januar 1998 neu

von Herrn Regierungsrat Werner Niederer

aus dem Kanton Appenzell-Ausserrhoden

präsidiert. Ab dem gleichen Zeitpunkt über-

nimmt sein Departementssekretär, Herr

Ralph Bannwart, das Sekretariat des

Neunerauschusses. Die beiden treten die

Nachfolge von Herrn Regierungsrat Paul

Huber sowie von Herrn Beat Hensler, beide

aus dem Kanton Luzern, an.

WIR STRAFEN IN IHREM AUFTRAG - WIR

PRODUZIEREN FÜR SIE

Unter obigem Titel hat die Strafanstalt Ober-

schöngrün in Solothurn eine Informationsbro-

schüre herausgegeben. Die Broschüre gibt

Auskunft über die Ausgestaltung des Straf-
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vollzuges in Oberschöngrün sowie über die

verschiedenen Produktionsbetriebe der An-

stalt.

Bezugsquelle: Strafanstalt Oberschöngrün,

Postfach 712, 4501 Solothurn

(Tel. 032 623 20 91 / Fax 032 623 62 14)

IN EIGENER SACHE

Die Redaktion des Info-Bulletins wünscht

allen ihren Leserinnen und Lesern ein glück-

liches und erfolgreiches 1998.
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